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Weniger Geld für faule
Beamte

Der Vorsitzende des
Deutschen Beamtenbun-
des (dbb), Peter Hee-
sen, hat sich für eine Be-
zahlung von Beamten
nach Leistung ausge-
sprochen: "Wer dauer-
haft selbst verschuldet
schlechte Leistungen
bringt, muss herunterge-
stuft werden."
        „Wir brauchen eine
leistungsgerechte Bezah-
lung“, sagte der Gewerk-
schafts-Chef der Berli-
ner Zeitung.

Das erhöhe den Anreiz
und die Motivation. Eine
leistungsgerechte Bezah-
lung bedeute aber auch:
„Wer dauerhaft selbst
verschuldet schlechte
Leistungen bringt, muss
heruntergestuft werden“,
betonte Heesen.

„Wir brauchen mehr Ein-
griffsmöglichkeiten bei
faulen Beamten“, erklär-
te Heesen. Denn sol-
ches Verhalten sei nicht
nur unkollegial. „Wir ha-
ben zu aller erst gute
Leistungen für den Bür-
ger zu erbringen“, sagte
der dbb-Vorsitzende.

Berufsbeamtentum nicht
abschaffen

Heesen wandte sich ge-

gen Forderungen nach
Abschaffung des Berufs-
beamtentums. Er ver-
wies darauf, dass der
Staat höhere Ausgaben
hätte, wenn er die Stelle
eines Beamten durch ei-
nen Angestellten erset-
zen würde. „Dies kann
der Staat nicht finanzie-
ren“, sagte Heesen.

Das gleiche gelte für die
Einbeziehung der Beam-
ten in die gesetzliche
Renten- und Krankenver-
sicherung. „Die Finanz-
minister würden einen
Horror kriegen“, sagte
Heesen.

Er wies auch Forderun-
gen von jüngeren SPD-
Abgeordneten zurück,
den Beamtenapparat zu
reduzieren und Lehrer
nicht mehr zu verbeam-
ten. Die Frage nach dem
Berufsbeamtentum ent-
scheide sich ganz prag-
matisch, wo der Staat
und die Bürger Verläss-
lichkeit erwarteten.

Er forderte zudem ein
Recht auf Fortbildung für
Beamte. „Nur so kann
die Qualität steigen.“
Wer davon nicht Ge-
brauch mache, müsse
„Nachteile in Kauf neh-
men, etwa bei der Beur-
teilung und damit bei der
Beförderung“.

Der dbb-Chef plädierte
darüber hinaus für flexib-
lere Arbeitszeiten bei Be-
amte. „Dadurch könnten
wir erreichen, dass Äm-
ter länger geöffnet ha-
ben, ohne dass dies für
den einzelnen Beamten
zu Mehrarbeit führt.“

(sueddeutsche.de/AP-
dpa)

Schwarzarbeit im Haus-
halt soll Straftat wer-
den

Wer seine Putzfrau
schwarz beschäftigt,
muss künftig offenbar
mit hohen Bußgeldern
rechnen.
        Wer die Putzfrau
schwarz beschäftigt
oder im Eigenheim Hand-
werker ohne Rechnung
arbeiten lässt, muss
nach Informationen des
Handelsblatt künftig mit
Strafverfolgung rechnen.
Mindestens 1500 Euro
Bußgeld sollen fällig wer-
den, wenn die Schwarz-
arbeiter den Zollfahn-
dern auffallen und der
Auftraggeber keine
Rechnung von Putzfrau
oder Handwerker vorle-
gen kann, wie die Zei-
tung in ihrer Freitagaus-
gabe aus einem Entwurf
von Bundesfinanzminis-
ter Hans Eichel für das
„Gesetz zur Intensivie-
rung der Bekämpfung
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der Schwarzarbeit und
damit zusammenhängen-
der Steuerhinterzie-
hung“ zitiert.

Bisher begehen Privat-
leute eine Ordnungswid-
rigkeit, wenn sie jeman-
den für ein Handgeld ar-
beiten lassen. Mit den
neuen Vorschriften wolle
Eichel „enorme Einnah-
meausfälle bei den Sozi-
alkassen und beim Fis-
kus“ eindämmen.

Pflanze für den Nach-
barn

Generell soll künftig jede
nicht bei Sozial- oder Fi-
nanzbehörden angemel-
dete bezahlte Dienstleis-
tung als Wirtschaftskrimi-
nalität gelten und vom
zuständigen Zoll in en-
ger Zusammenarbeit mit
den Finanzämtern ver-
folgt werden.

Nachbarschaftshilfe darf
dem Gesetzentwurf zu-
folge allenfalls durch
„kleine Aufmerksamkei-
ten“ wie einen Blumen-
strauß oder eine Garten-
pflanze belohnt werden,
um nicht als Delikt zu
gelten.

(sueddeutsche.de/AFP)

US-Experten dürfen an-
geblich Atomanlage be-
suchen

Eine Delegation von
Fachleuten soll noch vor
der Wiederaufnahme
der Sechs-Nationen-Ge-
spräche über das nord-
koreanische Atompro-
gramm in den umstritte-
nen Reaktorkomplex
Yongbyon hineingelas-
sen werden.

Das berichtet die Zei-
tung USA Today. Erst-
mals seit dem Beginn
der Krise um Nordkore-
as Atomprogramm vor
mehr als einem Jahr er-
hielte damit eine auslän-
dische Delegation wie-
der Zutritt zu Nordkore-
as Atomanlagen. Bisher
ist die Reise nicht offizi-
ell angekündigt worden.

Nordkorea hatte Ende
2002 die Zusammenar-
beit mit der Internationa-
len Atomenergie-Organi-
sation (IAEO) abgebro-
chen, die UN-Waffenkon-
trolleure des Landes ver-
wiesen und den Austritt
aus dem Atomwaffen-
sperrvertrag verkündet.

Nuklearwaffentaugliches
Plutonium gewonnen

Im vergangenen Okto-
ber hatte das Land er-
klärt, etwa 8000 in Yong-

byon gelagerte ge-
brauchte Atombrennstä-
be wieder aufgearbeitet
und daraus nuklearwaf-
fentaugliches Plutonium
gewonnen zu haben.

Die Regierung von US-
Präsident George W.
Bush habe dem Besuch,
der vom 6. bis 10. Janu-
ar stattfinden soll, be-
reits zugestimmt. Der Be-
such würde somit noch
vor der geplanten Wie-
deraufnahme der Sechs-
Nationen-Gespräche
über eine Beendigung
des nordkoreanischen
Atomprogramms zu
Stande kommen.

Nach Informationen von
USA Today soll der Dele-
gation unter anderen Sig
Hecker angehören, der
von 1985 bis 1997 Direk-
tor der Atomlaboratorien
in Los Alamos war. Dort
wurde die erste amerika-
nische Atombombe ge-
baut. Darüber hinaus ge-
hören dem US-Experten-
team unter anderen zwei
außenpolitische Berater
des US-Senats sowie
ein früherer Mitarbeiter
des US-Außenministeri-
ums an.

„Der Bericht ist wahr“

„Der Bericht ist wahr“,
sagte ein Gewährsmann
im südkoreanischen Au-
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ßenministerium. „Die
amerikanische Seite hat
uns über die Reise infor-
miert.“ Nach Angaben
der südkoreanischen
Nachrichtenagentur Yon-
hap erklärte ein Mitarbei-
ter der Behörde: „Das ist
ein starkes Anzeichen
dafür, dass Nordkorea
die Krise nicht weiter es-
kalieren lassen will.“

Die USA hatten dem
kommunistischen Nord-
korea im Herbst 2002
vorgeworfen, entgegen
einer 1994 getroffenen
Vereinbarung ein gehei-
mes Atomprogramm zu
betreiben und das Land
aufgefordert, sein Atom-
programm im Gegenzug
für Finanzhilfe und eine
Verbesserung der Bezie-
hungen einzustellen.

Nordkorea fuhr den ge-
mäß dieser Vereinba-
rung geschlossenen
Atomreaktor Yongbyon
wieder hoch, um nach ei-
genen Angaben Lücken
in der Energieversor-
gung des Landes zu
schließen. Die mit der
Überwachung der Anla-
ge beauftragten Inspek-
teure der Internationalen
Atomenergiebehörde (IA-
EA) wurden ausgewie-
sen.

(sueddeutsche.de/AP-
dpa/AFP)

Einzelhandelswerte
profitieren von leicht
positivem Ausblick

FRANKFURT (dpa-AFX)
- Einzelhandelswerte
sind am Freitag mit posi-
tiver Tendenz in das neu-
e Handelsjahr gestartet.
Nach der schwachen
Entwicklung des Sektors
in den vergangenen Wo-
chen helle sich die Stim-
mung wieder etwas auf,
heißt es aus dem Han-
del. METRO-Aktien leg-
ten bis 10.50 Uhr um
1,14 Prozent auf 35,35
Euro etwas stärker zu
als der DAX, der um
0,88 Prozent auf
4.000,23 Punkte anzog.
Im MDAX zählten Kar-
stadtQuelle mit plus 2,19
Prozent auf 20,03 Euro
zu den größten Gewin-
nern.

Nach Einschätzung von
HVB-Analyst Volker Bos-
se gewinnt der leicht opti-
mistische Ausblick für
den Sektor im neuen
Jahr wieder stärker die
Oberhand, nachdem die
Aktien zuletzt von einem
enttäuschenden Weih-
nachtsgeschäft gedrückt
worden seien. Der Ein-
zelhandels-Experte der
HVB wertete somit den
positiven Branchentrend
im frühen Freitaghandel
vor allem als eine Reakti-
on auf die jüngsten Kurs-

verluste. Die leicht opti-
mistischen Töne zum im-
mer wichtigeren Nach-
Weihnachtsgeschäft soll-
ten allerdings nicht über-
bewertet werden und
kehrten das schwache
Bild wohl nicht um.

Ein weiterer Analyst be-
stätigte die leichte Stim-
mungswende ins Positi-
ve. Nach der Korrektur
der Aktien in Reaktion
auf Enttäuschungen
über den Reform-Kom-
promiss und das schwa-
che Weihnachtsgeschäft
seien die wichtigsten Be-
lastungsfaktoren nun ver-
arbeitet./fa/tw

Deutsches Schiff mit
Atomfracht gestoppt

Zwei Monate vor der Er-
klärung des libyschen
Machthabers Muammar
el Gaddafi, auf die Her-
stellung von Massenver-
nichtungswaffen zu ver-
zichten, haben die USA
einen deutschen Frach-
ter mit Teilen für Libyen
zum Bau einer Gasultra-
zentrifuge (GUZ) abge-
fangen. Von Hans Leyen-
decker
        (SZ vom 2.1.2004)
— Mit Hilfe einer GUZ
haben mehrere Länder,
darunter Pakistan und
Nordkorea, illegal Atom-
bomben gebaut. Das
Schiff mit dem Namen
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"BBC China", das Ware
im Wert von mehr als
zehn Millionen Euro an
Bord hatte, sollte Anfang
Oktober in Libyen an-
kommen. Offenbar gibt
es mittlerweile weltweit
einen Schwarzmarkt für
GUZ-Teile.

Die Aufdeckung der ge-
planten Lieferung war ei-
ne Geheimdienstaktion
der Briten und Amerika-
ner. Diese hatten Ende
September erfahren,
dass ein Frachter der in
Leer ansässigen Reede-
rei "BBC Chartering and
Logistic GmbH" Teile für
die GUZ in Dubai gela-
den und Kurs auf Libyen
genommen hatte.

Die amerikanischen und
britischen Dienste schal-
teten die Bundesregie-
rung ein und baten um
Hilfe: Das Schiff solle ge-
stoppt und nach Italien
umgeleitet werden. Die
Bundesregierung nahm
mit dem Schiffseigner
Kontakt auf, der sich Re-
gierungsstellen zufolge
sehr kooperationsbereit
gezeigt hatte. Nach dem
Passieren des Suez-Ka-
nals nahm das Schiff
gleich Kurs auf einen Ha-
fen in Süditalien, damit
die Ladung inspiziert
werden konnte. Ein ame-
rikanisches Kriegsschiff
folgte dem Frachter.

Gefälschte Papiere

Weder der Besatzung
noch der Reederei soll
bekannt gewesen sein,
dass Teile für eine GUZ
im Wert von mehr als
zehn Millionen Euro in
Dubai an Bord gekom-
men waren. In den
Frachtpapieren war die
Ladung von dem Auftrag-
geber, bei dem es sich
nach Informationen der
Süddeutschen Zeitung
um eine Firma aus Asi-
en handelt, anders dekla-
riert worden.

Atomspezialisten der bri-
tischen und amerikani-
schen Behörden sichte-
ten die Ladung und lie-
ßen sie beschlagnah-
men. Es soll sich um
wichtige Teile für die
hochkomplizierte Gasul-
trazentrifuge gehandelt
haben. Wie die SZ er-
fuhr, sollen in den Deal
auch britische Geschäfts-
leute involviert gewesen
sein. Möglicherweise
sind die Dienste auf die-
sem Weg auf den
Schmugglerring gesto-
ßen. Nach Angaben aus
Expertenkreisen gibt es
weltweit mittlerweile ei-
nen Schwarzmarkt für
GUZ-Teile.

Die Amerikaner haben
mittlerweile zwar den
deutschen Behörden für

ihre Kooperation ge-
dankt, ihnen aber keine
Auflistung der Ladung
übermittelt. Seit dem
Irak-Krieg geben vor al-
lem die amerikanischen
Dienste in sensitiven Be-
reichen wenig Informatio-
nen an Länder weiter,
die sich nicht am Krieg
beteiligt haben. Es ist un-
klar, ob Libyen wegen
des Fundes jüngst den
Stopp seines Atompro-
gramms erklärt und sei-
ne Atomanlagen für In-
spektionen der Internatio-
nalen Atomenergieagen-
tur (IAEA) geöffnet hat.

Amerikanische Regie-
rungsstellen sehen ei-
nen Zusammenhang, bri-
tische Regierungsstellen
äußern Zweifel.

Schon im Frühjahr 2003
hatten Geheimgesprä-
che der Amerikaner und
der Briten mit der Regie-
rung in Tripolis über ei-
nen Stopp des Pro-
gramms zur Herstellung
von Massenvernich-
tungswaffen begonnen.
Die Libyer sollen sich
aufgeschlossen gezeigt
haben. Doch lehnten sie
es bis zur Sicherstellung
der Ladung ab, Inspektio-
nen zuzulassen. Zuletzt
kündigte Libyen mehr-
mals an, das Zusatzpro-
tokoll zum Atomwaffen-
sperrvertrag zu unter-
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zeichnen. Die USA be-
harren jedoch auf genau-
e Informationen über die
Kontrollen der Atomener-
giebehörde in Libyen.

Washington erwarte ei-
ne gründliche Untersu-
chung und mehr Details
über den Besuch der IA-
EA-Delegation in Libyen,
sagte ein Außenamts-
sprecher in Washington.
Es sei noch zu früh,
über die Ernsthaftigkeit
des libyschen Verspre-
chens zu urteilen, auf
Massenvernichtungswaf-
fen zu verzichten. Es ste-
he ein langer Prozess
bevor; ein Besuch reiche
nicht aus, um sich ein
vollständiges Bild der li-
byschen Waffenprogram-
me zu machen. Der Lei-
ter der IAEA, Moham-
med el-Baradei, hatte
sich von Samstag bis
Montag in Libyen aufge-
halten und mehrere
Atomanlagen besichtigt.

Erdbeben auf Ferienin-
seln

Ein Mann stirbt auf der
indonesischen Insel Lom-
bok. Dort und auf Bali
werden mindestens 29
Menschen verletzt. In
Mexiko löst ein weiterer
Erdstoß Panik aus

Jakarta/Mexiko-Stadt -
Bei einem Erdbeben in

Indonesien sind am Frei-
tagmorgen ein Mensch
getötet und mindestens
29 weitere verletzt wor-
den. Nach Polizeianga-
ben erlitt ein älterer
Mann während der Erd-
stöße in Mataram auf
der Ferieninsel Lombok
einen Herzinfarkt.

Drei Kinder hätten Verlet-
zungen erlitten. Etwa
250 Gebäude sei be-
schädigt worden. Das
Beben hatte nach Anga-
ben der Behörden die
Stärke 6,1 auf der Rich-
ter-Skala.

Schwere Erdbeben ha-
ben die Menschen in der
Millionenmetropole Mexi-
ko-Stadt und der west-
mexikanischen Küstenre-
gion in Panik versetzt.
Ein Beben der Stärke
5,3 auf der Richterskala
ließ am Donnerstag die
mexikanische Haupt-
stadtregion sowie das
Gebiet um den Badeort
Acapulco erzittern.

Dies teilten Erdbeben-
warnorganisation SAS
und der Zivilschutz mit.
Größere Schäden ent-
standen offenbar nicht.
Vertreter des Zivilschut-
zes im Bundesstaat
Guerrero sagten, im be-
rühmten Badeort Acapul-
co und der Küstenregion
seien keine Verletzten

oder größeren Schäden
zu beklagen.
WELT.de/AFP/AP

Frau beißt Mann die
Zunge ab

Erst streiten sie sich,
dann küssen sie sich hef-
tig - eine schmerzhafte
Sache für einen 26-Jähri-
gen aus Rheinland-
Pfalz. Chirurgen leisten
anschließend ganze Ar-
beit
        Zunge - Schmuckfo-
to des Sängers Marius
Müller-Westernhagen Fo-
to: ddp

Cochem -  Beim Küssen
hat eine Frau in der Nä-
he von Cochem in Rhein-
land-Pfalz ihrem Freund
einen Teil der Zunge ab-
gebissen. Das Paar ha-
be sich am Silvester-
abend nach einem hefti-
gen Streit zunächst ver-
söhnt, berichtete Polizei
am Freitag.

Dann folgte den Anga-
ben zufolge eine ebenso
heftige Knutschorgie. Da-
bei schnappte die 35-
Jährige zu.

Ob die Küsserin dies ab-
sichtlich getan hat, war
zunächst unklar. Das
Zungenstück wurde ih-
rem 26 Jahre alten
Freund im Krankenhaus
wieder angenäht.
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WELT.de/dpa

Geringere Steuern, hö-
here Arztkosten

Einige der Sozialrefor-
men in Deutschland tre-
ten am Neujahrstag in
Kraft. Was sich für die
Bürger ab sofort ändert

Berlin -  Steuerreform:
Die Bürger werden um
insgesamt rund 15 Milli-
arden Euro entlastet.
Der Eingangssteuersatz
sinkt von 19,9 auf 16
Prozent, der Spitzensteu-
ersatz von 48,5 auf 45
Prozent. Der Grundfrei-
betrag, also der steuer-
freie Teil des Einkom-
mens, steigt pro Person
von 7235 auf 7664 Euro.
Für Mütter oder Väter,
die mit ihren Kindern al-
lein in einem Haushalt le-
ben, gibt es einen zu-
sätzlichen Entlastungs-
betrag in Höhe von 1308
Euro jährlich.

Steueramnestie: Steuer-
sünder bekommen eine
Chance, ihre Weste rein
z zu waschen. Wer am
Fiskus vorbei geschleus-
tes Geld 2004 nachträg-
lich angibt, muss nur ei-
nen pauschalen Steuer-
satz von 25 Prozent zah-
len. Wer sich erst im ers-
ten Quartal 2005 auf-
rafft, muss 35 Prozent
berappen.

Pendler: Der Weg zur Ar-
beit wird für viele teurer.
Die Pauschale wurde
auf 30 Cent je Kilometer
gekürzt. Bisher konnten
für die ersten zehn Kilo-
meter 36 Cent und für je-
den weiteren Kilometer
40 Cent steuerlich gel-
tend gemacht werden.

Eigenheimbau: Bei der
Eigenheimzulage bekom-
men Häuslebauer ab so-
fort zumeist weniger
Geld vom Staat. Die jähr-
liche Grundförderung
sinkt von maximal 2556
Euro bei Neubauten und
1278 Euro bei Altbauten
auf einheitlich 1250 Eu-
ro. Die Kinderzulage wur-
de allerdings von 767
auf 800 Euro erhöht.
Ausbauten und Erweite-
rungsbauten werden
nicht mehr gefördert.

Versicherung: Der Ab-
schluss von neuen Le-
bensersicherungen ist
weniger attraktiv. Der
staatliche Garantiezins
sank von 3,25 auf 2,75
Prozent.

Was Gesundheit kostet

Medikamente: Für Kran-
kenversicherte und Pati-
enten gilt eine höhere Ei-
genbeteiligung. Die Zu-
zahlung bei Arzneimit-
teln oder Klinikaufenthal-
ten ist dabei auf zwei

Prozent des Einkom-
mens begrenzt, bei chro-
nisch Kranken auf ein
Prozent. Kinder und Ju-
gendliche bis 18 Jahre
sind befreit.

Arztbesuch: Pro Quartal
muss der Patient beim
ersten Arzt oder Zahn-
arzt zehn Euro Praxisge-
bühr zahlen, sofern er
keine Überweisung hat.
Ausgenommen sind Ter-
mine zur Vorsorge oder
für Schutzimpfungen.

Brillen: Kosten für die
Sehhilfen werden nur
noch in Ausnahmefällen
erstattet. Für Fahrten
zum Arzt muss der Pati-
ent künftig selbst auf-
kommen. Sterbegeld
und Entbindungsgeld
entfallen.

Kassenbeiträge: Im Ge-
genzug für die höheren
Belastungen verspre-
chen viele gesetzliche
Krankenkassen zum Jah-
resbeginn gesenkte Bei-
träge. Um gesundheits-
bewusstes Verhalten zu
belohnen, dürfen die
Kassen Bonusprogram-
me auflegen.

Wenn der Arbeitsplatz
wegfällt

Arbeitslosengeld: Das
Gesetz für die verkürzte
Bezugsdauer von grund-
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sätzlich zwölf Monaten
ist zwar in Kraft. Wegen
Übergangsfristen greift
die Änderung aber erst
ab 2006.

ABM: Wirksam werden
ab sofort die Änderun-
gen aus dem Hartz-III-
Gesetz. Es sieht vor,
dass Beschäftigte einer
Arbeitsbeschaffungs-
maßnahme (ABM) nicht
mehr in die Arbeitslosen-
versicherung einbezo-
gen sind.

Die Bundesanstalt für Ar-
beit heißt jetzt Bundes-
agentur für Arbeit. Job-
Center betreuen künftig
die Arbeitslosen. Dort
müssen sich Arbeitslose
sofort nach der Kündi-
gung melden.

Kündigung: Der Schutz
gilt künftig nur noch für
Betriebe mit mindestens
zehn statt bisher fünf Be-
schäftigten. Die Ände-
rung gilt nur für Beschäf-
tigungsverhältnisse, die
ab Januar eingegangen
werden.

Autozulieferer werden
immer mehr zu Produ-
zenten

Von Rüdiger Köhn

02. Januar 2004 Das Zu-
sammenspiel zwischen
den Automobilherstel-

lern und ihren Zuliefe-
rern wird sich in den
nächsten zwölf Jahren
wesentlich verändern.
Die Produzenten werden
bis 2015 rund 10 Pro-
zent ihrer heute schon
deutlich verringerten
Wertschöpfung abge-
ben, obwohl sie ihren
Ausstoß um 35 Prozent
erhöhen. Sie konzentrie-
ren sich künftig auf die
Entwicklung und Produk-
tion von Modulen und
Komponenten, die für ih-
re jeweilige Automarke
prägend sind. Die Zulie-
ferer übernehmen im Ge-
genzug große Teile von
Produktion und Entwick-
lung und werden des-
halb um 70 Prozent
wachsen.

Das ist das Zukunftssze-
nario, das die Unterneh-
mensberatung Mercer
Management zusammen
mit dem Fraunhofer-Ge-
sellschaft in einer Studie
erstellt hat. Die Untersu-
chung "Future Automoti-
ve Industry Structure
2015" (Fast) basiert auf
60 Gesprächen mit Ent-
scheidern von Automobil-
herstellern, Zulieferunter-
nehmen und Dienstleis-
tern. Zwar handelt es
sich bei dem Betrach-
tungszeitraum um eine
lange Periode. Vor dem
Hintergrund der bran-
chentypisch langen Ent-

wicklungszeiten und Pro-
duktzyklen von sechs
bis acht Jahren relati-
viert sich jedoch dieser
Betrachtungshorizont.

Blick auf Design, Pro-
dukterlebnis und Service-
strategien

Ausgelöst wird die von
Mercer und Fraunhofer
vorausgesagte Entwick-
lung durch neue Techno-
logien, zunehmende
Komplexität in den Fahr-
zeugen sowie durch die
"explodierende Modell-
vielfalt". Das verteuert
die Entwicklung und die
Produktion beträchtlich.
Für die Hersteller böten
sich außerdem attraktive-
re Investitionsmöglichkei-
ten für Service und
Dienstleistungen statt für
die Produktion. Das Mar-
kenmanagement rückt
stärker in den Vorder-
grund, weshalb der Blick
auf Design, Produkterleb-
nis und Servicestrate-
gien gerichtet sein mü-
sse. Nur so könnten sich
die Marken in einem
Wettbewerb langfristig
differenzieren, sagt Ralf
Kalmbach, Automobilex-
perte von Mercer und
Verfasser der Studie.
"Autohersteller werden
zu High-Tech-Markenarti-
klern, ihre Zulieferer
übernehmen schrittwei-
se alle Aufgaben im
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Fahrzeugbau, die nicht
markenprägend sind",
definiert er das neue Rol-
lenverständnis, das gro-
ße Auswirkungen auf
das derzeit angespannte
Klima zwischen Zuliefe-
rern und Herstellern ha-
ben kann.

Verlängerte Wertschöp-
fungskette bei den Zulie-
ferern

Das Segment der Auto-
zulieferer etwa mit
Bosch, Continental, Del-
phi, Visteon oder Magna
werde die Wertschöp-
fung von heute 417 Milli-
arden Euro auf 700 Milli-
arden Euro bis 2015 er-
höhen. Weltweit würden
3,3 Millionen meist quali-
fizierte Arbeitsplätze ent-
stehen, davon allein 1,2
Millionen in Europa. Im-
merhin ergebe sich ein
Potential von 30 Milliar-
den Euro an zusätzlicher
Wertschöpfung. Beson-
ders Elektrik und Elektro-
nik werde von dem
Wachstumsschub profi-
tieren. Steckt heute
durchschnittlich ein Wert
von 2220 Euro an Elekt-
ronik im Auto, werde er
sich auf 4150 Euro nahe-
zu verdoppeln. Allein in
der Fahrzeugelektronik
würden in ganz Europa
mehr als 600.000 Ar-
beitsplätze geschaffen.
Vom gesamten Wachs-

tumsschub werden die
etablierten Zulieferunter-
nehmen aber nur mit ei-
nem Anteil von 65 Pro-
zent profitieren.

Eine Fülle neuer Ge-
schäftsmodelle wie Sys-
tem- und Produktionsko-
operationen, Ingenieur-
Dienstleistungen, Aus-
gliederungen und Auf-
tragsfertigungen verän-
derten die Zusammenar-
beit in der Branche. "Die
traditionellen Rollen des
Zulieferers als Leistungs-
erbringer und des Auto-
unternehmens als Leis-
tungsbezieher löst sich
auf", sagt Kalmbach.
Vielfach würden die Her-
steller Komponentenwer-
ke ausgründen, an de-
nen sich Zulieferer betei-
ligten. Darüber hinaus
dürften Zulieferer und
Dienstleister zunehmend
die Gesamtverantwor-
tung über alle Wert-
schöpfungsstufen erhal-
ten, weshalb sie unterei-
nander stärker kooperie-
ren würden. Innovative
Konzepte könnten dabei
der seit zehn Jahren oft
zu beobachtenden Mar-
generosion entgegenwir-
ken. Autohersteller und
Zulieferer könnten eine
um 3 Prozentpunkte hö-
here Marge bezogen auf
das Ergebnis vor Zinsen
und Steuern erzielen.

Eigenleistung der Her-
steller wird im Durch-
schnitt sinken

Bereits heute bauen die
Hersteller ihre Autos nur
noch zu 35 Prozent
selbst. Je Auto beträgt
die Eigenleistung durch-
schnittlich noch 4000 Eu-
ro. Bis 2015 sinkt sie
laut Mercer und Fraunho-
fer auf 2670 Euro oder
23 Prozent. Nur wenige
Autounternehmen wer-
den ihre Eigenleistung
absolut erhöhen (siehe
Grafik). Dazu gehören
die Premiummarken Au-
di, BMW und Mercedes.
Vor allem die Volumen-
marken verringern sie
um bis zu 33 Prozent,
während der durch-
schnittliche Rückgang
bei 15 Prozent liegt. Der
Anteil der Eigenleistung
wird daher bei den Pre-
miummarken im Schnitt
auf 26 Prozent, bei den
Volumenherstellern auf
22 Prozent sinken.

Die Automobilindustrie
erwirtschaftet heute mit
8,8 Millionen direkten Ar-
beitsplätzen rund 15 Pro-
zent des Welt-Bruttosozi-
alprodukts und wird
auch in Zukunft für Mer-
cer und das Fraunhofer-
Institut zu den wichtigs-
ten Wirtschaftszweigen
gehören. Die Wertschöp-
fung in Entwicklung und
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Produktion werde bis
2015 jährlich um 2,6 Pro-
zent von 645 Milliarden
Euro auf 903 Milliarden
Euro steigen.
Frankfurter Allgemeine
Zeitung

Zahl der Drogentoten
weiter rückläufig

02. Januar 2004 Die
Zahl der Drogentoten ist
im vergangenen Jahr
auf den niedrigsten
Stand seit mindestens
13 Jahren gesunken.
2003 starben nach vor-
läufigen Angaben
deutschlandweit 1.330
Menschen an den Fol-
gen ihrer Rauschgift-
sucht, 2002 waren es
1.513. Der Rückgang
bei den bundesweiten
Zahlen beträgt den vor-
läufigen Zahlen zufolge
rund 12,1 Prozent. Die
Zahlen sinken seit drei
Jahren, im Jahr 2002
war die Zahl um 17,5
Prozent auf den niedrigs-
ten Stand seit damals
zwölf Jahren gesunken.

Die Drogenbeauftragte
der Bundesregierung,
Marion Caspers-Merk,
warnte angesichts des
rückläufigen Trends vor
einem Abbau von Anti-
Drogen-Programmen.
Besorgnis erregend
nannte Caspers-Merk
den hohen Anteil von

Spätaussiedlern an den
Drogensüchtigen.

„Anti-Drogen-Program-
me fruchten“

Caspers-Merk sagte am
Freitag, die Anti-Drogen-
Programme, wie Drogen-
konsumräume, das Ver-
teilen sauberer Spritzen
und Beratungen zeigten
Wirkung. Caspers-Merk
rief die Bundesländer da-
zu auf, trotz der geplan-
ten Sparmaßnahmen die
Mittel für die Drogenbe-
kämpfung nicht zu kür-
zen. Nötig sei ein gut
ausgebautes Netz an Be-
ratungs- und Anlaufstel-
len, vor allem in den so-
zialen Brennpunkten der
Großstädte.

Als Besorgnis erregend
bezeichnete die Staats-
sekretärin im Bundesge-
sundheitsministerium,
daß immer mehr Jugend-
liche Haschisch und syn-
thetische Drogen konsu-
mierten. Zum Anteil der
Spätaussiedler an den
Drogentoten sagte die
SPD-Politikerin, die so
genannten Rußlanddeut-
schen kämen teils schon
heroinsüchtig nach
Deutschland oder ge-
langten über ihre Cli-
quen sehr schnell zu
sehr harten Drogen. In
Bayern stieg die Zahl
der an Drogenkonsum

gestorbenen Aussiedler
um 62,5 Prozent auf 26,
wie das Landesinnenmi-
nisterium mitteilte.

Leichter Anstieg in Bay-
ern und Niedersachsen

Die meisten Drogento-
ten registrierte im ver-
gangenen Jahr das be-
völkerungsreichste Bun-
desland, Nordrhein-
Westfalen: Hier starben
356 Süchtige, die Zahl
sank im Vergleich zu
2002 um 29. In Baden-
Württemberg wurden
172 Tote nach 200 im
Jahr 2002 gemeldet, in
Hessen sank die Zahl
von 113 auf 108, in Ham-
burg halbierte sie sich
fast auf 30 Tote. Todes-
ursache war meist eine
Überdosis Heroin, zuneh-
mend jedoch im Mix mit
anderen Drogen wie Ko-
kain. In der Hauptstadt
Berlin starben bis Ende
Oktober 127 Menschen
an Rauschmitteln, nach
139 im gleichen Zeit-
raum des Vorjahrs. In
Schleswig-Holstein re-
gistrierte das Landeskri-
minalamt mit 31 Toten
die niedrigste Zahl seit
elf Jahren. In Rheinland-
Pfalz sank die Zahl von
66 auf 56, im Saarland
blieb sie den Angaben
zufolge mit 15 gleich.

In Mecklenburg-Vorpom-
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mern starb ein Drogen-
süchtiger, nach fünf im
Jahr 2002. In Sachsen
wurden elf Drogentote re-
gistriert, acht weniger
als 2002, in Branden-
burg starben sieben Dro-
gensüchtige, im Jahr zu-
vor waren es acht. Einen
leichten Anstieg regist-
rierte dagegen Bayern:
Dort starben vorläufigen
Angaben zufolge 220
Drogensüchtige, 2002
waren es 217. Auch in
Niedersachsen stieg die
Zahl leicht an, von 117
auf 119. Mehr Drogento-
te als 2002 wurden auch
in Bremen gezählt, wo
62 Süchtige starben
nach 56 im Jahr zuvor.
Mehr Drogentote ver-
buchten auch Thüringen
und Sachsen-Anhalt mit
einem Anstieg von acht
auf zehn, beziehungswei-
se von vier auf fünf.

Caspers-Merk verwies
zudem darauf, daß im
vergangenen Jahr
40.000 bis 60.000 Men-
schen an den Folgen
übermäßigen Alkohol-
konsums gestorben sei-
en und kündigte an, die
zuständigen Bundesmi-
nisterien würden noch
im Januar über eine Ab-
gabe auf „Alcopops“ ge-
nannte Alkoholmixgeträn-
ke beraten.

Text: AP

Islamistenführer Mul-
lah Krekar festgenom-
men

02. Januar 2004 In Nor-
wegen ist der geistliche
Führer der Islamisten-
gruppe Ansar al Islam,
Mullah Krekar, nach An-
gaben seines Bruders
festgenommen worden.
Chalid Faradsch Ahmad
sagte der Nachrichten-
agentur AP, mehrere Po-
lizisten hätten Krekar am
Freitag in seinem Haus
in Oslo abgeholt.

Krekars Anwalt Brynjar
Meling sagte der norwe-
gischen Nachrichten-
agentur NTB, gegen sei-
nen Mandanten seien
neue Vorwürfe erhoben
worden. Welche, wisse
er nicht. Ansar al Islam
wird von den Vereinigten
Staaten und den Verein-
ten Nationen als Terror-
organisation eingestuft.
Der amerikanische Jus-
tizminister John Ashcroft
hatte während eines Be-
suchs in Oslo im Sep-
tember erklärt, Ansar el
Islam unterhalte im Nor-
den Iraks Ausbildungsla-
ger für Terroristen. Ver-
bindungen zur Al Qaida
hat Krekar stets demen-
tiert, deren Anführer Usa-
ma bin Ladin er aber als
guten Muslim bezeich-
net. Er wies auch eine
Verwicklung in die Bom-

benanschläge in Irak zu-
rück.

Krekar war am 12. Sep-
tember 2002 in Amster-
dam festgenommen wor-
den, nachdem Iran ihm
die Einreise verweigert
hatte. Er wurde in den
Niederlanden zwei Mal
von Beamten der ameri-
kanischen Bundespolizei
FBI verhört und im Janu-
ar 2003 nach Norwegen
ausgewiesen. Dort lebt
Krekar seit mehr als
zehn Jahren als Flücht-
ling.

Bin Ladin „das Juwel
des Islams“

Im April wurde er aus
dem Gefängnis entlas-
sen, nachdem ein Rich-
ter keine ausreichenden
Haftgrund feststellen
konnte. Die Polizei ließ
den Vorwurf des Terroris-
mus schließlich fallen, er-
mittelte aber weiter ge-
gen ihn. Die norwegi-
schen Behörden hatten
in jüngster Zeit Krekars
Status als Flüchtling in
Zweifel gezogen. Zur Be-
gründung hieß es, er rei-
se inzwischen regelmä-
ßig nach Irak. Von dort
war er während der Herr-
schaft Saddam Huss-
eins geflohen.

Versuche, Mullah Krekar
aus dem norwegischen
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Exil. Versuche auszuwei-
sen, scheiterten bisher.
Von Norwegen aus reis-
te Krekar, der Bin Ladin
einmal „das Juwel in der
Krone des Islams" ge-
nannt haben soll, durch
Europa und warb wohl
auch in Deutschland für
Unterstützung. In Mün-
chen hatte die Polizei
erst im Dezember mehre-
re Ansar-Mitglieder ver-
haftet, von denen es
nach Angaben des Ver-
fassungsschutzes in
Deutschland insgesamt
etwa hundert gibt. Den
Festgenommenen wur-
de vorgeworfen, Selbst-
mordattentäter in den
Irak geschleust zu ha-
ben.

Text: AP

Fehler vor den Feierta-
gen

02. Januar 2004 Informa-
tionen über mutmaßliche
Terroristen, aufgrund de-
rer die amerikanische
Regierung über Weih-
nachten die Streichung
von sechs Flügen der
französischen Fluggesell-
schaft Air France ver-
langt hatte, wiesen nach
einem Zeitungsbericht
schwere Fehler auf.

Wie das „Wall Street
Journal“ unter Berufung
auf französische Anga-

ben berichtet, hatte es
bei drei Passagieren, die
bei den amerikanischen
Sicherheitsbehörden Ver-
dacht erregt hatten, Ver-
wechselungen gegeben.
So sei eine Person, die
die Amerikaner als An-
führer einer tunesischen
Terroristengruppe identi-
fiziert hatten, ein Kind ge-
wesen. Ein anderer mut-
maßlicher Terrorist habe
sich als harmloser Versi-
cherungsmakler aus Wa-
les entpuppt und eine
verdächtige Frau als älte-
re Chinesin.

Warnungen auch an
Neujahr

Auch zum Jahreswech-
sel waren Flüge in die
Vereinigten Staaten auf-
grund von Terrorwarnun-
gen gestrichen oder Pas-
sagiere für Stunden am
Verlassen von Flugzeu-
gen gehindert worden.
Neujahr wurde ein Flug
der Fluggesellschaft Bri-
tish Airways von Hea-
throw nach Washington
aus Anordnung der briti-
schen Regierung gestri-
chen.

Auf dem internationalen
Flughafen von Washing-
ton wurden am Sylvester-
abend Passagiere eines
British-Airways-Fluges
von amerikanischen Er-
mittlern kontrolliert und

zum Teil befragt, bevor
sie aussteigen durften.
Man habe nicht nur we-
gen verdächtiger Namen
Verdacht geschöpft, son-
dern auch aufgrund „tat-
sachenbezogener“ Infor-
mationen der Nachrich-
tendienste, sagten Mitar-
beiter amerikanischer Si-
cherheitsbehörden. Ein
weiteres Flugzeug von
British Airways sei am
Neujahrsabend nachkon-
trolliert worden, bevor es
den Washingtoner Flug-
hafen habe verlassen
dürfen.

Air France Maschinen
eskortiert

Nach Flügen aus Groß-
britannien und Frank-
reich sind über Neujahr
auch Verbindungen aus
Mexiko in die Vereinig-
ten Staaten aufgrund
von Sicherheitsbeden-
ken der amerikanischen
Behörden abgesagt wor-
den. Außerdem hatten
amerikanische Kampf-
jets Maschinen der Air
France nach Los Angele-
seskortiert , da Flugzeug-
anschläge befürchtet
wurden. Aus Regierungs-
kreisen in Washington
verlautete, der Geheim-
dienst sei weiterhin be-
sorgt wegen glaubwürdi-
ger Informationen über
Terrorgefahren auf Flü-
gen von Paris und Mexi-
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ko-Stadt nach Los Ange-
les.

Die Vereinigten Staaten
hatten vor Anschlägen
der Al Qaida während
der Feiertage gewarnt
und die Sicherheitsmaß-
nahmen im ganzen Land
verschärft. Die mexikani-
sche Fluggesellschaft
Aeromexico strich an
Neujahr am zweiten Tag
in Folge einen Flug von
Mexiko-Stadt nach Los
Angeles und begründete
dies mit amerikanischen
Sicherheitsbedenken.
Aus mexikanischen und
amerikanischen Regie-
rungskreisen verlautete,
man habe befürchtet,
daß mutmaßliche Entfüh-
rer möglicherweise Flug-
tickets gebucht hätten.

Auch BA streicht Flüge

Zuvor hatte bereits die
britische Fluglinie British
Airways (BA) ihren Neu-
jahrsflug Nummer 223
von London-Heathrow
nach Washington abge-
sagt. Die Fluggesell-
schaft kündigte an, ihren
für Freitag nachmittag
vorgesehenen Flug von
London nach Washing-
ton überprüfen zu wol-
len. Auf einem Treffen
am Vormittag sollte eine
Entscheidung gefällt wer-
den. Ein Lufthansa-Spre-
cher sagte, es seien kei-

ne Transatlantikflüge ge-
strichen worden und es
seien auch keine Strei-
chungen geplant. Der
Flugbetrieb sei völlig nor-
mal.

Die „Washington Post“
berichtete, amerikani-
sche Kampfjets vom Typ
F-16 hätten am Dienstag
abend und am Mittwoch
mindestens zwei Air-
France-Maschinen zum
Flughafen Los Angeles
eskortiert. Diese Informa-
tionen wurden in Regie-
rungskreisen bestätigt.
Die Maßnahme habe si-
cherstellen sollen, daß
die Maschinen auf Kurs
blieben. Die Absage von
sechs Air-France-Flügen
in der vergangenen Wo-
che war mit Informatio-
nen eines amerikani-
schen Geheimdienstes
begründet worden. Die-
ser hatte die Namen
mehrerer Passagiere als
verdächtig beurteilt. Das
„Wall Street Journal“ be-
richtete, die amerikani-
sche Bundespolizei FBI
habe der französischen
Polizei am 22. Dezem-
ber eine Liste mit Na-
men von sechs Verdäch-
tigen und Informationen
übermittelt, dabei sei es
zu Fehlern bei der Na-
mesübermittlung gekom-
men.

Sicherheitsbedenken

auch bei mexikanischen
Flügen

Am späten Donnerstag
abend teilten die ameri-
kanische Botschaft in
Mexiko und Aeromexico
in einer Erklärung mit,
daß der Flug Nummer
490 wie in der Silvester-
nacht auch am Neujahrs-
abend gestrichen wor-
den sei. Mexiko hat die
Sicherheitsstufe an sei-
nen Flughäfen in dieser
Woche um eine Stufe
auf das zweithöchste Ni-
veau erhöht und bewaff-
nete Sicherheitskräfte in
Zivil für alle Flüge in gro-
ße amerikanische Städ-
te abgestellt, um über
die Feiertage Anschlä-
gen im Luftverkehr vorzu-
beugen.

„Es gab eine Information
des (amerikanischen)
Heimatschutzministeri-
ums über ein Sicherheits-
risiko und auf dieser Ba-
sis wurde die Landeer-
laubnis in Los Angeles
verweigert", sagte ein
Sprecher des mexikani-
schen Präsidenten Vi-
cente Fox am Donners-
tag. Das amerikanische
Ministerium bestätigte,
daß es für den Aeromexi-
co-Flug Nummer 490 Si-
cherheitsbedenken geäu-
ßert habe. Die Entschei-
dung, den Flug abzusa-
gen, sei jedoch von den
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mexikanischen Behör-
den gefällt worden, sag-
te ein Ministeriumsspre-
cher. „Wir haben die In-
formation über die Bedro-
hung an die mexikani-
sche Regierung weiter-
geleitet, die über die Ab-
sage entschieden hat",
sagte der Sprecher.

Die hohe Sicherheitsstu-
fe soll so lange gelten,
wie die Vereinigten Staa-
ten für ihr Land die vor

zehn Tagen erklärte,
ebenfalls zweithöchste
Sicherheitsstufe „Oran-
ge“ beibehalten. Die briti-
sche BA verwies bei der
Absage ihres Fluges
Nummer 233 zu Neujahr
auf einen Sicherheitshin-
weis der britischen Re-
gierung, ohne nähere An-
gaben zu machen. Die
an Silvester unter dersel-
ben Nummer fliegende
BA-Maschine war auf
dem Rollfeld des Wa-

shingtoner Flughafens
Dulles gestoppt worden.
Sicherheitskräfte durch-
suchten die Maschine
und befragten stunden-
lang die Passagiere.

Text: gel., Frankfurter All-
gemeine Zeitung 2. Ja-
nauar 2003,
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